 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/5100021/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf, ***,
tiber die Beschwerde vom 14. Februar 2023 gegen die Bescheide des Finanzamtes Osterreich
vom 10. Februar 2023, Ordnungsbegriff: ***OB***, betreffend Familienbeihilfe und erhdhte
Familienbeihilfe fur ***K.***, VNR: ***000***, fliir den Zeitraum ab Juli 2022 zu Recht
erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemal § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Bescheiden vom 10. Februar 2023 wies das Finanzamt Antrage der Beschwerdefiihrerin
(Bf.) auf Gewahrung der Familienbeihilfe und des Erh6hungsbetrages zur Familienbeihilfe
wegen erheblicher Behinderung fiir die Zeitrdume ab Juli 2022 ab, weil sich das Kind ***K.***,
VNR: ¥**000***, in keiner Berufsausbildung oder Berufsfortbildung befinde und das
Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen, BASB Landesstelle 00, im
Sachverstandigengutachten (nach der Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010) vom
8. Janner 2023, VOB: ***GA1***, auch keine vor Vollendung des 21. Lebensjahres
eingetretene voraussichtlich dauernde Erwerbsunfahigkeit festgestellt habe.

Die dagegen mit Eingabe vom 14. Februar 2023 erhobene Beschwerde wurde mit
Beschwerdevorentscheidung vom 9. Mai 2023 als zuriickgenommen erklart, da die Bf. einem
Mangelbehebungsauftrag nicht nachgekommen sei.

Daraufhin stellte die Bf. mit Eingabe vom 15. Mai 2023 einen Antrag auf Entscheidung liber die
Beschwerde durch das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrag), in dem sie sinngemaR vorbrachte,
dass ihr Sohn anscheinend als erwerbsfahig eingestuft worden sei, im Alltag sich dies aber
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anders darstelle: Er und die gesamte Familie seien sehr belastet. Es gebe eine sehr schwierige
Trennungs- bzw. Scheidungssituation, die auf alle Familienmitglieder Auswirkungen habe. Auch
die Familie sei aufgrund eines Privatkonkurses des ehemaligen Partners der Bf. finanziell
schwer belastet. Der Sohn der Bf. sei dadurch auch psychisch sehr belastet und liberlastet. Es
sei ihm nicht moglich gewesen, die Vorwissenschaftliche Arbeit (VWA) neben der Schule und
der Vorbereitung fir die schriftliche und miindliche Matura zu schreiben. Auch jetzt sei es ihm
auf Grund der psychischen Belastung kaum moglich, sich auf die VWA zu konzentrieren. Den
Flhrerschein misse er auch noch abschlieRen.

Er sei hochgradig schwerhorig/gehorlos und habe einen Grad der Behinderung von 90%. Fur
horgeschadigte Personen sei es ,doppelt” schwer, in der Schule allem zu folgen, zu lernen oder
eine schriftliche Arbeit zu schreiben. Es sei wirklich nicht vergleichbar mit einer hérenden
Person.

Mit der fristgerechten Einbringung des Vorlageantrages gilt die Bescheidbeschwerde wiederum
als unerledigt (§ 264 Abs. 3 BAO).

Mit Vorlagebericht vom 10. Janner 2024 wurde die Beschwerde samt den Verfahrensakten
dem Bundesfinanzgericht vorgelegt.

Im Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht brachte die Bf. eine arztliche Bestatigung des
KEEXKH*** ) **F*|nstitut™***, vom 21. August 2024 bei, in der u.a. auch das Vorliegen einer

sozialen Angststorung bestatigt wurde.

Da dieses Beweismittel im bisherigen Verfahren keine Bericksichtigung finden konnte, wurde
das Finanzamt gemal} § 269 Abs. 2 Bundesabgabenordnung (BAO) beauftragt, ein die
bisherigen Gutachten erganzendes arztliches Sachverstandigengutachten des Bundesamtes fiir
Soziales und Behindertenwesen - Sozialministeriumservice - (§ 8 Abs. 6 FLAG 1967) zur Frage
einzuholen, ob beim Sohn der Bf. als Folge einer korperlichen oder geistigen Behinderung eine
voraussichtlich dauernde Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, vor Vollendung
des 21. Lebensjahres eingetreten ist.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Sohn der Beschwerdefiihrerin (Bf.) reichte seine vorwissenschaftliche Arbeit zum
Haupttermin der Reifepriifung nicht ein, weshalb ihm im Juni 2022 kein glltiges
Reifepriifungszeugnis ausgestellt werden konnte. Er befindet sich seither nicht in einer
Berufsausbildung und vollendete am ***TT.MM.2022*** das 21. Lebensjahr.

Das Bundesfinanzgericht sieht es als erwiesen an, dass bei einem festgestellten Grad der
Behinderung von 80 v.H., vorliegend ab April 2021, eine voraussichtlich dauernde Unfahigkeit,
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sich aufgrund einer korperlichen oder geistigen Behinderung selbst den Unterhalt zu
verschaffen, nicht vorliegt.

Laut AJ-WEB Auskunftsverfahren (Sozialversicherungsdatenabfrage) ist der Sohn der Bf. seit
27. November 2024 beim AMS als arbeitssuchend gemeldet.

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus den vom Finanzamt vorgelegten
Verwaltungsakten, aus den im Wege des Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen,
BASB Landesstelle OO (Sozialministeriumservice) erstellten Sachverstindigengutachten, aus
einer im Zuge der Beschwerde vorgelegten Schulbestdtigung vom 13. Februar 2023, aus einer
vom Bundesfinanzgericht veranlassten Abfrage der Sozialversicherungsdaten, sowie aus den
Angaben und Vorbringen der beschwerdefiihrenden Partei.

Die Bf. behauptet nicht, dass ihr Sohn nach Beendigung der Schulausbildung eine
Berufsausbildung begonnen habe. Auch in den vom Finanzamt vorgelegten Verwaltungsakten
finden sich diesbezliglich keine Hinweise.

Im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren geht es daher im Wesentlichen um die Frage, ob
die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 lit. ¢ FLAG 1967, namlich der Nachweis einer vor Vollendung
des 21. Lebensjahres (oder - fiir den Beschwerdefall nicht relevant - wahrend einer
Berufsausbildung vor Vollendung des 25. Lebensjahres) eingetretenen voraussichtlich
dauernden Unfahigkeit, sich aufgrund einer kdrperlichen oder geistigen Behinderung selbst
den Unterhalt zu verschaffen, fiir einen (zeitlich unbegrenzten) Familienbeihilfenanspruch
vorliegt.

In den vorliegenden medizinischen Sachverstandigengutachten (nach der
Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010) des Bundesamtes fiir Soziales und
Behindertenwesen, BASB Landesstelle OO, vom 8. Janner 2023, VOB: ***GA1*** und vom 8.
November 2024, VOB: ***GA2***, wurde dem Sohn der Bf. eine voraussichtlich dauernde

Erwerbsunfahigkeit nicht zugestanden.

Im zuletzt erwdhnten arztlichen Sachverstiandigengutachten vom 8. November 2024 heiRt es
(auszugsweise):

ol

Anamnese:

[...]

Derzeitige Beschwerden:
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[...]

[...]

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

[...]

Untersuchungsbefund:
[...]
[...]

Begrindung fir den Gesamtgrad der Behinderung:
Fiuhrend ist das Leiden Nummer 1 mit 8o %. Das Leiden Mummer 2 steigert aufgrund von
Geringfigigkeit nicht weiter.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten
Gesundheitsschadigungen erreichen keinen Grad der Behinderung:

Keine.

Stellungnahme zu Vorgutachten:

Der Gesamtgrad der Behinderung bleibt gleich (8o %). Neu hinzugekommenes Leiden Nummer 2 mit
V.a. Angststorung, dieses steigert aufgrund von Geringfigigkeit nicht weiter.

GdB liegt vor seit: 04/2021
GdB go liegt vor seit: og/2005

Begrindung - GdB liegt riickwirkend vor:
Entsprechend Vorgutachten.

[...]
Gutachten erstellt am 08.11.2024 von [...]
Gutachten vidiert am 08.11.2024 von [...]“

Im Vorgutachten des Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen, BASB Landesstelle 00,
vom 8. Janner 2023, VOB: ***GA1*** heiRt es auszugsweise:
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ol

Anamnese:
Es handelt sich um eine Uberpriifung des laufenden Bezuges, Letztuntersuchung erfolgte
04/2021 wegen hochgradige beidseitige Horminderung - GdB 80 %, Dauerzustand,
Erwerbsunfahigkeit NEIN.

Derzeitige Beschwerden:
Der Patient leidet an einer hochgradigen Innenchrschwerhorigkeit bds.

Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:
keine Medikation, keine Therapie

Hérgerdte bds.

Sozialanamnese:
21 jéhriger Patient, die Schule ist beinahe abgeschlossen. Er méchte Physik studieren.

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):
Audiogramm 03/2018: zeigt praktisch beidseits eine beinahe 100 %ige Horminderung

Untersuchungsbefund:

[...]

Ergebnis der durchgefiihrten Begutachtung:

Lfd. | Bezeichnung der kérperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktions- Pos.Mr. Gdb %
Mr. einschrankungen, welche voraussichtlich langer als sechs Monate andavern
werden:
Begriindung der Rahmensétze:
1 Taubheit bds. 12.02.01 | 8o
Hérverlust bds. 100 %, Horgerdte bds.

Gesamtgrad der Behinderung 8ov. H.
Begrindung fiir den Gesamtgrad der Behinderung:

Leiden in Pkt. 1 bestimmt den Gesamtgrad von 8o %.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten
Gesundheitsschadigungen erreichen keinen Grad der Behinderung:
keine

Stellungnahme zu Vorgutachten:
Keine Befundanderung gegenuber der Letztuntersuchung, daher weiterhin Beurteilung mit 8o %.

[...]
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Gutachten erstellt am 08.01.2023 von [...]
Gutachten vidiert am 12.01.2023 von [...]“

Der Verfassungsgerichtshof hat im Erkenntnis VfGH 10.12.2007, B 700/07, ausgefiihrt, dass
sich aus Wortlaut und Entstehungsgeschichte des § 8 Abs. 6 FLAG 1967 ergebe, dass der
Gesetzgeber nicht nur die Frage des Grades der Behinderung, sondern (bereits seit 1994) auch
die (damit ja in der Regel unmittelbar zusammenhangende) Frage der voraussichtlich
dauernden Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, der eigenstandigen
Beurteilung der Familienbeihilfenbehérden entzogen und dafiir ein qualifiziertes
Nachweisverfahren eingefiihrt habe, bei dem eine fiir diese Aufgabenstellung besonders
geeignete Institution eingeschaltet werde und der arztliche Sachverstand die
ausschlaggebende Rolle spiele. Dem diirfte die Uberlegung zugrunde liegen, dass die Frage, ob
eine behinderte Person voraussichtlich dauernd aulRerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu
verschaffen, nicht schematisch an Hand eines in einem bestimmten Zeitraum erzielten
Einkommens, sondern nur unter Berilicksichtigung von Art und Grad der Behinderung bzw. der
medizinischen Gesamtsituation der betroffenen Person beurteilt werden kénne. Damit kénne
auch berlicksichtigt werden, dass gerade von behinderten Personen immer wieder - oft
mehrmals - Versuche unternommen werden, sich in das Erwerbsleben einzugliedern, bei
denen jedoch die hohe Wahrscheinlichkeit bestehe, dass sie aus medizinischen Griinden auf
langere Sicht zum Scheitern verurteilt sein wiirden. Der Gesetzgeber habe daher mit gutem
Grund die Beurteilung der Selbsterhaltungsfahigkeit jener Institution tGbertragen, die auch zur
Beurteilung des Behinderungsgrades berufen sei. Die Beihilfenbehérden hatten bei ihrer
Entscheidung jedenfalls von dieser durch arztliche Gutachten untermauerten Bescheinigung
auszugehen und kdénnten von ihr nur nach entsprechend qualifizierter Auseinandersetzung
abgehen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seiner Rechtsprechung (siehe etwa VwWGH 18.11.2008,
2007/15/0019, oder VWGH 18.12.2008, 2007/15/0151) der Rechtsansicht des
Verfassungsgerichtshofes angeschlossen.

Bei der Antwort auf die Frage, ob eine solche Behinderung, die zur Unfahigkeit, sich selbst den
Unterhalt zu verschaffen, flihrt, vor Vollendung des 21. Lebensjahres (oder wahrend einer
Berufsausbildung vor Vollendung des 25. Lebensjahres) eingetreten ist, sind sohin die
Abgabenbehorde und das Bundesfinanzgericht an die der Bescheinigung des Bundesamtes fiir
Soziales und Behindertenwesen zugrunde liegenden Gutachten gebunden und diirfen diese
nur insoweit prifen, ob sie schliissig und vollstandig sind und im Falle mehrerer Gutachten
nicht einander widersprechen (vgl. etwa VWGH 16.12.2014, Ro 2014/16/0053;

VwWGH 22.12.2011, 2009/16/0307 und VWGH 22.12.2011, 2009/16/0310, mwN).
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Auch das Bundesfinanzgericht hat somit flr seine Entscheidung die arztlichen
Sachverstandigengutachten heranzuziehen, sofern diese als schliissig und vollstandig
anzusehen sind.

Die arztlichen Sachverstandigen des Sozialministeriumservice sind auf die Art der Leiden und
deren Ausmal’ eingegangen und haben die von der Bf. vorgelegten Unterlagen und Befunde
beriicksichtigt. Die vorliegenden Gutachten vom 8. Janner 2023 und vom 8. November 2024
sind daher als vollstandig anzusehen.

In den genannten Gutachten wurde ein Gesamtgrad der Behinderung (GdB) von 80 v.H.
vorliegend ab 1. April 2021 2020 festgestellt. Eine voraussichtlich dauernde Erwerbsunfahigkeit
wurde dem Sohn der Bf. jedoch nicht bescheinigt.

Dies wurde in den Gutachten damit begriindet, dass mit einer beruflichen Regelintegration zu
rechnen sei.

Es entspricht der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass durch die
Vorlage von Privatgutachten oder weiterer Befunde die Schlissigkeit der vom
Sozialministeriumservice eingeholten Gutachten widerlegt werden kénnte (z.B. VWGH
29.9.2011, 2011/16/0063; 22.12.2011, 2009/16/0307).

Der Bf. wurde daher im Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht mit Beschluss vom

12. November 2024 die Gelegenheit eingeraumt, Unschlissigkeiten der Gutachten aufzuzeigen
oder den Gutachten auf gleicher fachlicher Ebene entgegenzutreten.

Eine Stellungnahme der Bf. erfolgte dazu jedoch nicht.

Die von der Bf. im Zuge des Beschwerdeverfahrens vorgelegten Unterlagen und Befunde
vermochten keine Unschlissigkeit oder Unvollstandigkeit der eingeholten
Sachverstandigengutachten aufzuzeigen.

Vor dem Hintergrund, dass der Sohn der Bf. nach Absolvierung der Reifeprifung ein Studium
plante und er laut Abfrage der Sozialversicherungsdaten seit 27.November 2024 als
arbeitssuchend gemeldet ist, sind die vom Sozialministeriumservice eingeholten Gutachten
auch im Hinblick auf die nicht zugestandene voraussichtlich dauernde Erwerbsunfahigkeit
schlissig, sodass das Bundesfinanzgericht diese Bescheinigungen dem gegenstandlichen
Erkenntnis zu Grunde zu legen hat.

3. Rechtslage

Nach den Bestimmungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 (FLAG 1967) haben
Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt haben,
u.a. Anspruch auf Familienbeihilfe
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— fur volljahrige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die fiir
einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet
werden, ... (§ 2 Abs. 1 lit. b FLAG 1967),

— fiar volljahrige Kinder, die wegen einer vor Vollendung des 21. Lebensjahres oder
wahrend einer spateren Berufsausbildung, jedoch spatestens vor Vollendung des
25. Lebensjahres, eingetretenen korperlichen oder geistigen Behinderung
voraussichtlich dauernd aulRerstande sind, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen (§ 2
Abs. 1 lit. ¢ FLAG 1967),

— fur volljahrige Kinder, die die erheblich behindert sind (§ 8 Abs. 5), das 25 Lebensjahr
noch nicht vollendet haben und die fiir einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten
Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, ... (§ 2 Abs. 1 lit. h FLAG 1967)

GemaR § 8 Abs. 4 FLAG 1967 erhoht sich die Familienbeihilfe fir jedes Kind, das erheblich
behindert ist.

Als erheblich behindert gilt ein Kind, bei dem eine nicht nur voriibergehende
Funktionsbeeintrachtigung im korperlichen, geistigen oder psychischen Bereich oder in der
Sinneswahrnehmung besteht. Als nicht nur voriibergehend gilt ein Zeitraum von
voraussichtlich mehr als drei Jahren. Der Grad der Behinderung muss mindestens 50 vH
betragen, soweit es sich nicht um ein Kind handelt, das voraussichtlich dauernd auRRerstande
ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Fiir die Einschatzung des Grades der Behinderung
sind § 14 Abs. 3 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1970, in der jeweils
geltenden Fassung, und die Verordnung des Bundesministers fir Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz betreffend ndahere Bestimmungen lber die Feststellung des Grades der
Behinderung (Einschatzungsverordnung) vom 18. August 2010, BGBI. Il Nr. 261/2010, in der
jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Die erhebliche Behinderung ist spatestens nach flinf
Jahren neu festzustellen, soweit nicht Art und Umfang eine Anderung ausschlieRen (§ 8 Abs. 5
FLAG 1967).

Gemal § 8 Abs. 6 FLAG 1967 ist der Grad der Behinderung oder die voraussichtlich dauernde
Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, durch eine Bescheinigung des
Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen auf Grund eines arztlichen
Sachverstandigengutachtens nachzuweisen.

Die Familienbeihilfe wird gemaR § 10 Abs. 2 FLAG 1967 vom Beginn des Monats gewahrt, in
dem die Voraussetzungen fiir den Anspruch erfiillt werden. Der Anspruch auf Familienbeihilfe
erlischt mit Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung wegfillt oder ein
AusschlieBungsgrund hinzukommt.

8 von 10



Seite 9 von 10
4. Rechtliche Beurteilung

Fir die Beurteilung von Anbringen kommt es unter anderem darauf an, wie die Parteierklarung
unter Berlicksichtigung der konkreten gesetzlichen Regelung, des Verfahrenszweckes und der
der Behorde vorliegenden Aktenlage objektiv verstanden werden muss. Im Zweifel ist dem
Anbringen einer Partei, das sie zur Wahrung ihrer Rechte stellt, nicht ein solcher Inhalt
beizumessen, der ihr die Rechtsverteidigungsmoglichkeiten nimmt (Ritz, BAO’, § 85 Tz 1 mwH).
Wurde mit zwei gleich datierten Bescheide Gber am selben Tag beim Finanzamt eingelangte
Antrage der unvertretenen Bf. einerseits auf Zuerkennung des Grundbetrages und andererseits
auf Zuerkennung des Erh6hungsbetrages abweisend abgesprochen, war die Formulierung
»,Beschwerde gegen den Abweisungsbescheid” nach Dafiirhalten des Bundesfinanzgerichtes im
vorliegenden Fall dahingehend zu verstehen, dass sowohl gegen den Abweisungsbescheid
betreffend Grundbetrag als auch gegen den Abweisungsbescheid betreffend Erh6hungsbetrag
Beschwerde erhoben wird.

Nach der bisher vorliegenden Sach- und Beweislage liegt beim Sohn der Bf. ab Juli 2022 keine
Berufsausbildung im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b FLAG 1967 oder § 2 Abs. 1 lit. h FLAG 1967 vor,
sodass ein Anspruch auf Familienbeihilfe auf der Grundlage dieser Bestimmungen im
Beschwerdefall nicht in Betracht kommt.

§ 2 Abs. 1 lit. ¢ FLAG 1967 regelt, unter welchen Voraussetzungen bei Behinderungen der
Grundbetrag an Familienbeihilfe gewahrt werden kann.

Dieser steht fiir volljahrige Kinder bzw. volljahrigen Kindern zu, die wegen einer vor Vollendung
des 21. Lebensjahres oder wahrend einer spateren Berufsausbildung, jedoch spatestens vor
Vollendung des 25. Lebensjahres, eingetretenen kérperlichen oder geistigen Behinderung
voraussichtlich dauernd aufSerstande sind, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Hierbei ist
auch eine Behinderung im psychischen Bereich als geistige Behinderung iSd obigen
Bestimmungen anzusehen (VWGH 30.5.2017, Ro 2017/16/0009; Lenneis in Lenneis/Wanke
(Hrsg), FLAG?, § 8 Rz 17).

Ausschlaggebend hierfir ist somit ausschliefilich, ob die in § 2 Abs. 1 lit. c FLAG 1967
normierten Voraussetzungen erfillt sind.

Dem Sohn der Bf. wurde in den vorliegenden medizinischen Gutachten des
Sozialministeriumservice keine voraussichtlich dauernde Erwerbsunfahigkeit vor dem
21. Lebensjahr bescheinigt.

Die Gutachten wurden, wie sich aus den vorstehenden Ausflihrungen zur Beweiswiirdigung
ergibt, als schliissig erachtet, sodass das Bundesfinanzgericht an diese vom
Sozialministeriumservice erstellten arztlichen Gutachten gebunden ist.

Damit lagen die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 lit. ¢ FLAG 1967 fiir den Bezug des
Grundbetrages an Familienbeihilfe nicht vor.
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Voraussetzung fir den Erh6hungsbetrag ist, dass der Grundbetrag an Familienbeihilfe zusteht.
Das bedeutet, dass bei volljahrigen Kindern, denen nicht schon aus anderen Griinden als aus
dem Titel der Behinderung der Grundbetrag an Familienbeihilfe zusteht, der Grad der
Behinderung ohne jede Bedeutung ist, und wiirde er auch 100 % betragen. Besteht also keine
vor Vollendung des 21. Lebensjahres (oder - im Beschwerdefall nicht relevant - wahrend einer
Berufsausbildung vor Vollendung des 25. Lebensjahres) eingetretene voraussichtlich dauernde
Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, steht weder Grund- noch
Erhéhungsbetrag zu. Besteht eine derartige Unterhaltsunfahigkeit, stehen sowohl Grund- als
auch Erhéhungsbetrag zu (Lenneis in Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG?, § 8 Rz 18 u. 19).

Liegen - wie gegenstandlich - die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 lit. ¢ FLAG 1967 fiir den Bezug
des Grundbetrages an Familienbeihilfe nicht vor, kann auch der Erhhungsbetrag nach § 8
Abs. 4 FLAG 1967 nicht gewahrt werden.

Die Abweisungen der Antrage auf Gewahrung der Familienbeihilfe und des Erhhungsbetrages
zur Familienbeihilfe wegen erheblicher Behinderung erweisen sich daher als zu Recht erfolgt.

Die Beschwerden waren daher als unbegriindet abzuweisen.

5. Zulassigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das vorliegende Erkenntnis beruht im Wesentlichen auf der Beweiswiirdigung, ob beim Sohn
der Bf. eine voraussichtlich dauernde Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, vor
dem 21. Lebensjahr vorlag. Weder die im Rahmen der Beweiswiirdigung getroffenen
Feststellungen noch die einzelfallbezogene rechtliche Beurteilung weisen eine Bedeutung auf,
die Gber den Beschwerdefall hinausgeht. Da sohin keine Rechtsfragen von grundsatzlicher
Bedeutung zu beurteilen waren, ist eine Revision nicht zulassig.

Linz, am 7. Janner 2025

10 von 10



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtslage
	4. Rechtliche Beurteilung
	5. Zulässigkeit einer Revision



